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Antidiskriminierungs-Richtlinie der Hochschule Fulda - University 
of Applied Sciences vom 18. Mai 2017 
 
Das Präsidium hat am 18. Mai 2017 nach Zustimmung des Senats vom 10. Mai 2017 
folgende Richtlinie beschlossen: 
 
Präambel 
 

 Die Hochschule Fulda trägt mit dieser Richtlinie dazu bei, ihre Mitglieder und 
Angehörigen vor Diskriminierung und Mobbing zu schützen. Diese Richtlinie 
regelt die Verpflichtungen der Mitglieder und Angehörigen sowie den Umgang 
mit Beschwerden.  

 Alle Mitglieder und Angehörigen sowie jedes Organ und jede Einrichtung der 
Hochschule Fulda befördern die Umsetzung der Richtlinie und unterstützen 
die Hochschulleitung und die Antidiskriminierungsstelle bei ihrer Arbeit gegen 
Diskriminierung. Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschule Fulda haben 
durch ihr Verhalten und Handeln zum konstruktiven Umgang mit Konflikten in 
der Hochschule mitzuwirken. 
Diese Richtlinie soll dazu beitragen, Diskriminierung und Mobbing innerhalb 
der Hochschule zu unterbinden. 

 Die Hochschule Fulda ergreift zudem präventive Maßnahmen gegen 
Diskriminierung und Mobbing. Sie bietet ihren Mitgliedern und Angehörigen 
Weiterbildungen bzw. Schulungen an, um Kompetenz im Umgang mit 
Diskriminierungen und Mobbing im Hochschulkontext zu erwerben und zu 
festigen. 

 Diese Richtlinie gilt für alle Mitglieder (Beschäftigte, Studierende) und 
Angehörigen (Lehrbeauftragte, Gasthörerinnen und Gasthörer, 
Weiterbildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer u.a.) der Hochschule Fulda. 
Damit sind auch Personen einbezogen, die arbeits- oder dienstrechtlich nicht 
an die Hochschule gebunden und daher vom Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) nicht erfasst sind. 

 
 
1. Begriffsbestimmungen 
 
1.1 Diskriminierung ist eine im Hochschulalltag wesentliche, unmittelbare oder 
mittelbare Benachteiligung wegen der ethnischen Herkunft oder rassistischen 
Zuschreibung, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität, die nicht durch einen 
besonderen Grund gerechtfertigt ist. 

 Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines 
oben genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt als eine 
andere Person in einer vergleichbaren Situation, 

 eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines oben genannten 
Grundes gegenüber anderen Personen benachteiligen können, es sei denn, 
die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind sachlich 
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und 
erforderlich. 
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1.2 Mobbing ist eine die Würde der betreffenden Person verletzendes Verhalten, 
insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 
 
 
2. Antidiskriminierungsstelle 
 
2.1 Stabstelle, Aufgaben 
Die Antidiskriminierungsstelle (ADS) der Hochschule Fulda wird durch das Präsidium 
eingerichtet. Sie berät hochschulintern zu  konstruktiven Ansätzen im Umgang mit 
Diskriminierung und Mobbing an der Hochschule.  
 
Die ADS hat insbesondere die Aufgabe: 

 präventive Maßnahmen zum Diskriminierungsschutz und Maßnahmen zur 
Sensibilisierung der Hochschulöffentlichkeit in Bezug auf Diskriminierung und 
Mobbing zu erarbeiten, 

 Mitglieder und Angehörige der Hochschule bei Diskriminierungen und 
Mobbing zu beraten und über ihre Rechte zu informieren, vertrauliche 
Unterstützung bzgl. eigener Schutz- und Handlungsmöglichkeiten anzubieten 
und bei der Entscheidung zu helfen, ob Betroffene, Beteiligte oder 
Beobachtende eine Beschwerde einreichen wollen, 

 eine gütliche Einigung zwischen den Konfliktparteien anzustreben,  
 Beratung ggf. durch andere Stellen zu vermitteln, 
 Schlichtungsverfahren nach Ziff. 2.3 durchzuführen. 

 
2.2 Vertrauliche Beratung 
Betroffene können das Beratungsangebot der ADS anonym in Anspruch nehmen. 
Die Mitarbeitenden der ADS sind zur Vertraulichkeit verpflichtet und dürfen 
personenbezogene Daten von Betroffenen, die sie im Rahmen von 
Beratungsgesprächen erhalten, nicht ohne Zustimmung der oder des Betroffenen 
weitergeben, es sei denn, ein Gesetz sieht die Weitergabe ausdrücklich vor. 
 
2.3 Schlichtungsverfahren 
Die ADS führt zur gütlichen Konfliktlösung ein moderiertes Gespräch, eine Mediation, 
eine Schlichtung oder Ähnliches durch (gegebenenfalls durch Externe), es sei denn, 
dies  

 ist von den Betroffenen nicht gewünscht, 
 erscheint infolge des Einzelfalls nicht angebracht oder 
 ist aufgrund der Schwere des Vorwurfes nicht angezeigt. 

 
2.4 Kooperation  
Die ADS kooperiert mit den bestehenden Interesseneinrichtungen, wie z. B. 
Frauenbeauftragte, Personalrat, Vertrauensperson der Schwerbehinderten, 
Beauftragte für Studierende mit Behinderung / chronischer Erkrankung oder AStA.  
Die ADS sucht mit den Interessenvertretungen einen regelmäßigen – mindestens 
jährlichen - Austausch. Dieser Austausch soll Anhaltspunkte für die kontinuierliche 
Weiterentwicklung des Verfahrens und der Kooperation bzgl. Beratung, Beschwerde 
und Präventionsmaßnahmen geben. 
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3. Beschwerdeverfahren  
 
3.1 Grundsatz 
Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschule Fulda, die sich durch andere 
Mitglieder, Angehörige oder Gäste der Hochschule diskriminiert oder gemobbt 
fühlen, haben das Recht, förmliche Beschwerde einzulegen.  
Sie dürfen wegen der Wahrnehmung dieses Beschwerderechtes nicht benachteiligt 
oder diskriminiert werden. 
 
3.2 Förmliches Verfahren 
3.2.1 Die Beschwerde ist an das Justitiariat der Hochschule zu richten. Sie soll 
schriftlich erfolgen und die als diskriminierend oder als mobbend empfundenen 
Ereignisse beschreiben. Zeuginnen oder Zeugen und gegebenenfalls Beweise sollen 
- soweit vorhanden - genannt werden. In der Beschwerde soll mitgeteilt werden, 
welche anderen Personen bereits über die Vorfälle informiert wurden und ob bereits 
Maßnahmen eingeleitet worden sind.  
 
3.2.2 Nach Eingang der Beschwerde wird in einem ersten Gespräch die Beschwerde 
führende Person über ihre Rechte, Pflichten und über das weitere Verfahren 
informiert. Sie wird auf Unterstützungsmaßnahmen durch Interessenvertretungen 
und Beratungsstellen hingewiesen.  
 
3.2.3 Das Justitiariat kann Verantwortliche aus den jeweiligen betroffenen Bereichen 
mit einbeziehen. Dies gilt insbesondere, wenn Sofortmaßnahmen zur Unterbindung 
von Diskriminierungen oder Mobbing erforderlich sind.  
 
3.2.4 Das Justitiariat fordert die Person, gegen die sich die Beschwerde richtet, auf, 
sich zu der Beschwerde schriftlich zu äußern und/oder bittet um ein persönliches 
Gespräch mit ihr. Es befragt Zeuginnen und Zeugen und prüft Beweise, falls solche 
benannt werden konnten. Alle Anhörungen und festgestellten Sachverhalte werden 
dokumentiert. Die Beteiligten haben das Recht, zu den Gesprächen 
Interessenvertretungen beizuziehen. 
 
3.2.5 Nach Einlassung der Beteiligten ist stets zu prüfen, ob ein 
Schlichtungsverfahren nach 2.3 durchzuführen ist oder nicht angezeigt erscheint. 
 
3.2.6 Das Justitiariat klärt den Sachverhalt und teilt der Präsidentin oder dem 
Präsidenten das Prüfungsergebnis mit und schlägt das weitere Vorgehen vor; es 
informiert beide Parteien über das Ergebnis der Gespräche und Prüfungen.  
 
3.2.7 Die Präsidentin oder der Präsident entscheidet über weitere Maßnahmen und 
ggf. Sanktionen.  
 
 
 
4. Verbesserungsvorschläge 
 
Jedes Mitglied, jede oder jeder Angehörige der Hochschule Fulda kann dem 
Präsidium schriftlich Verbesserungen bzgl. der Vermeidung von Konflikten oder 
strukturelle, organisatorische oder andere Verbesserungsmaßnahmen vorschlagen. 
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Das Präsidium lässt jeden Vorschlag durch die betreffenden Abteilungen oder Stellen 
prüfen und erlässt ggf. entsprechende Maßnahmen. Die vorschlagende Person ist in 
jedem Fall zu informieren, ob und ggf. welche Maßnahmen ergriffen werden. 
 
 
5. Berichtswesen 
 
ADS und Beschwerdestelle berichten mindestens einmal jährlich dem Präsidium und 
dem Senat über die Erfüllung ihrer Aufgaben.  
 
 
6. Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinie tritt am 1. Juni 2017 in Kraft. 
 
 
 
Fulda, 22. Mai 2017 
 
 
 
Prof. Dr. Karim Khakzar 
- Präsident - 
 
 


